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A. Einleitung 

Seit dem 1. Juli 2005 findet die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 
2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen (im Folgenden ZinsRL)1 Anwen-
dung.2 Erklärtes Ziel der Zinsrichtlinie ist die Sicherstellung einer effektiven Besteue-
rung im Bereich der grenzüberschreitenden Zinserträge von Bürgern mit steuerlichem 
Wohnsitz in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (EG).3 

Inwieweit die Richtlinie dieses Ziel tatsächlich erreichen kann, soll im Folgenden 
untersucht werden. Um allerdings die heutige Regelung verstehen zu können, wird 
zunächst auf die Notwendigkeit für diese Richtlinie sowie deren Entstehungsgeschich-
te eingegangen (unter B.). Im Anschluss daran folgt ein Überblick über die Regelun-
gen der Zinsrichtlinie (unter C.) und abschließend die Analyse der mit ihr verbunde-
nen Auswirkungen (unter D.). 

B. Entstehung der Zinsrichtlinie 

I. Die Notwendigkeit einer Richtlinie 

Grundsätzlich macht es für die materielle Steuerpflicht keinen Unterschied, ob 
Kapital im In- oder Ausland angelegt wird, da nach dem Welteinkommensprinzip 
unbeschränkt Steuerpflichtige auch ihre ausländischen Erträge nach inländischem 
Recht zu versteuern haben.4 Allerdings setzt dies voraus, dass die Steuerpflichtigen ihre 
Erträge bei der Steuerveranlagung erklären.5 Doch während beim Schuldner von Zin-
sen ein natürlicher Anreiz existiert, Zinsaufwendungen zu deklarieren, um so die steu-
erliche Bemessungsgrundlage zu reduzieren,6 besteht auf der Seite des Zinsempfängers 
nur begrenzte Motivation zur steuerehrlichen Mitwirkung am Besteuerungsverfahren. 
Wenngleich sich die ordnungsgemäße Erklärung von inländischen Zinserträgen z.B. 
mittels Kontenabfrage durch die Finanzbehörden überwachen lässt,7 gelangen die Be-
hörden bei ausländischen Sachverhalten schnell an die Grenzen ihrer Kontrollbefug-
nisse. So schätzt man z.B. in Deutschland, dass bislang jährlich Gelder im dreistelligen 
Milliardenbereich im Ausland ohne Kenntnis der deutschen Finanzverwaltung ange-
legt werden konnten.8 Doch obgleich die Absicherung von Steuerehrlichkeit und da-
mit die Sicherstellung einer effektiven Zinsbesteuerung insbesondere bei grenzüber-

                                              
1  Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen, 

ABl. EU 2003 Nr. L 157 vom 26. Juni 2003, 38 ff. 
2  Entscheidung des Rates 2004/587/EG vom 19. Juni 2004, ABl. EU 2004 Nr. L 257 vom 4. Au-

gust 2004, 7. 
3  Siehe Erwägungsgrund 8 der ZinsRL. 
4  Vgl. Birk, Steuerrecht, Rn. 200; Tipke/Lang, Steuerrecht, § 9 Rn. 26. 
5  In Deutschland siehe § 25 Abs. 3 Satz 1 EStG. 
6  In Deutschland sind die Zinsaufwendungen als Betriebsausgaben i.S.d. § 4 Abs. 4 EStG bzw. als 

Werbungskosten i.S.d. § 9 Abs. 1 EStG abzugsfähig. 
7  Die Möglichkeit der Kontenabfrage ist z.B. in Deutschland in § 93 Abs. 7 AO verankert. 
8  Vgl. Gstädtner, BKR 2003, 521 (524). 
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schreitenden Zinserträgen nicht nur in Deutschland ein bekanntes Problem ist,9 fehlte 
es an der notwendigen wirksamen internationalen Zusammenarbeit. Diese ist auch 
angebracht, um die bestehenden Wettbewerbsverzerrungen zwischen Anlagestandor-
ten beseitigen zu können. 

II. Geschichtliche Entwicklung der Zinsrichtlinie 

Schon lange bemüht sich die EG um die Sicherstellung einer effektiven Zinsbe-
steuerung. Bereits 1962 machte der sog. Neumark-Ausschuss den Vorschlag einer 
gemeinschaftsweiten Einführung einer einheitlichen anrechenbaren Quellensteuer 
sowie eines gemeinschaftlichen Auskunftsdienstes für eine wirksame Steuerkontrolle.10 
1989 gab es dann den ersten konkreten Richtlinievorschlag der Europäischen Kom-
mission, der eine Quellensteuer in Höhe von 15% auf Zinserträge ausländischer An-
leger vorsah.11 Dieser Vorschlag wurde aber mehrheitlich von den EG-Mitgliedstaaten 
abgelehnt.12 Obwohl der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister bereits am 1. De-
zember 1997 ein Maßnahmenpaket gegen den „schädlichen Steuerwettbewerb“ be-
schloss, das unter anderem die Einführung einer Zinsrichtlinie vorsah,13 dauerte es 
noch bis Mitte 2000, bis ein konsensfähiger Vorschlag für die Umsetzung der Richtli-
nie gefunden war. 

Nachdem der ursprüngliche Richtlinienentwurf vom Mai 1998 in Form eines 
Koexistenzmodells keinen Konsens erreichen konnte, einigte man sich schließlich auf 
der Sondersitzung im portugiesischen Santa Maria Di Feira (18.-20. Juni 2000) auf 
ein Informationsmodell mit partieller Übergangslösung.14 Verabschiedet wurde die 
Zinsrichtlinie dann am 3. Juni 2003. Nach einigen Verzögerungen, die insbesondere 
auf die nicht rechtzeitig zustande gekommenen Abkommen mit Drittstaaten sowie 
allen relevanten abhängigen und assoziierten Gebiete zurückzuführen sind,15 ist die 
Richtlinie nun seit dem 1. Juli 2005 anzuwenden.16 In Deutschland wurde die Zins-
richtlinie auf Grundlage des § 45e EStG mit der Zinsinformationsverordnung (im 
Folgenden ZIV) umgesetzt.17 

                                              
9  Siehe z.B. Intemann, NWB 2005 Fach 3, 2789 f. 
10  Vgl. Anzinger, StuW 2002, 261 (264); Menck/Mutén, Die Zinsrichtlinie, 7 sowie Rehm, KuK 

2003, 309 (312) m.w.N. 
11  Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über ein gemeinsames System einer Quellensteuer auf 

Zinsen, ABl. EG 1989 Nr. C 141 vom 7. Juni 1989, 5 ff. sowie Rihs, EU-Zinsbesteuerung, 40. 
12  Vertiefend Genschel, Steuerharmonisierung und Steuerwettbewerb, 141 ff. sowie Rihs, EU-

Zinsbesteuerung, 40. 
13  Vgl. Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des schädlichen Steuerwettbewerbs in der EU, ABl. EG 

1998 Nr. C 2 vom 6. Januar 1998, 1 ff. 
14  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Gewährleistung einer effektiven Besteuerung von Zins-

erträgen innerhalb der Gemeinschaft, KOM (2001) 400 endg. vom 18. Juli 2001 sowie ausführ-
lich dazu Rihs, EU-Zinsbesteuerung, 43 ff. 

15  Gemäß Art. 17 Abs. 2 ZinsRL war das Zustandekommen dieser Abkommen Anwendungsvoraus-
setzung für die Zinsrichtlinie. Hinsichtlich der Verzögerungsgründe siehe z.B. Schwarz, IStR 
2006, 83 (84) sowie Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (3). 

16  Siehe oben Fn. 2. 
17  Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im Bereich 

der Besteuerung von Zinserträgen (Zinsinformationsverordnung – ZIV) vom 26. Januar 2004, 
BGBl. 2004 I, 128. 
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C. Die Zinsrichtlinie 

I. Anwendungsbereich 

1. Räumlicher Anwendungsbereich 

Die Zinsrichtlinie ist gemäß Art. 7 ZinsRL nur auf Zinszahlungen auf dem Ge-
biet der EU-Mitgliedsstaaten anwendbar. Darüber hinaus wird der räumliche Anwen-
dungsbereich über völkerrechtliche Abkommen auf alle relevanten abhängigen bzw. 
assoziierten Gebiete (Kanalinseln, Isle of Man und abhängige oder assoziierte Gebiete 
in der Karibik) sowie auf bestimmte Drittstaaten (die Schweizerische Eidgenossen-
schaft, das Fürstentum Liechtenstein, die Republik San Marino, das Fürstentum Mo-
naco und das Fürstentum Andorra) erweitert (vgl. Art. 17 Abs. 2 ZinsRL). 

2. Persönlicher Anwendungsbereich 

Die Zinsrichtlinie findet nur auf natürliche Personen18 Anwendung, die ihren 
steuerlichen Wohnsitz in einem EG-Mitgliedstaat haben und Zinserträge von einer 
Zahlstelle aus einem anderen Anwenderstaat vereinnahmen (vgl. Art. 1 Abs. 1 
ZinsRL). Die Zinserträge müssen von der natürlichen Person als wirtschaftlicher Ei-
gentümer i.S.d. Art. 2 ZinsRL vereinnahmt werden. Art. 2 Abs. 1 ZinsRL stellt dabei 
die widerlegbare Vermutung auf, dass die die Zinszahlung empfangende natürliche 
Person auch gleichzeitig der wirtschaftliche Eigentümer ist. Widerlegt werden kann 
die Vermutung, indem nachgewiesen wird, dass die natürliche Person die Zinszahlung 
nicht für sich selbst vereinnahmt hat oder die Zahlung nicht zu ihren Gunsten erfolgt 
ist (vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. a-c ZinsRL). Unerheblich ist, ob durch die Zinszahlung pri-
vate oder betriebliche Einkünfte beim wirtschaftlichen Eigentümer generiert werden.19 

Als Zahlstelle gilt nach Art. 4 Abs. 1 ZinsRL grundsätzlich jeder Wirtschaftsbetei-
ligte, natürliche oder juristische Person, der dem wirtschaftlichen Eigentümer Zinsen 
zahlt oder eine Zinszahlung zu dessen unmittelbaren Gunsten einzieht. Typischer 
Weise sind dies Banken und Kreditinstitute. 

Entsprechend den Regelungen des Art. 4 Abs. 2 Satz 1 ZinsRL zählt zudem auch 
jede Einrichtung als Zahlstelle, an die eine Zinszahlung zugunsten des wirtschaftli-
chen Eigentümers geleistet wird oder die eine Zinszahlung zugunsten des wirtschaftli-
chen Eigentümers einzieht. Allerdings gilt eine derartige Einrichtung trotz der Ver-
einnahmung der Zinsen nicht als Zahlstelle, sofern sie eine juristische Person20 oder 

                                              
18  Nicht erheblich sind Zinsbewegungen an Juristische Personen sowie an Personengesellschaften 

oder sonstige Personenvereinigungen, wie z.B. die Erben- oder Ehegattengemeinschaft, da diese 
ggf. als Zahlstelle aber nicht als wirtschaftliche Eigentümer behandelt werden. Vgl. z.B. Bernhard, 
DB 2001, 664 und Bundesministerium für Finanzen, Einführungsschreiben zur ZIV vom 6. Januar 
2005 – IV C 1 – S 2000 – 363/04, Rn. 26, erhältlich im Internet: 
<http://www.bundesfinanzministerium.de/lang_de/DE/Aktuelles/BMF__Schreiben/Veroffentlich
ungen__zu__Steuerarten/einkommensteuer/046,templateId=raw,property=publicationFile.pdf> 
(besucht am 18. April 2007). 

19  Bundesministerium für Finanzen, Einführungsschreiben (Fn. 18), Rn. 6; Korts/Korts, SAM 2005, 
114 (115). 

20  Eine Ausnahme gilt gemäß Art. 4 Abs. 5 ZinsRL für finnische und schwedische Handels- und 
Kommanditgesellschaften, die nach dem Recht dieser Staaten als juristische Personen gelten. 
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eine nach EG-Recht zugelassene OGAW ist oder ihre Gewinne den allgemeinen Vor-
schriften für die Unternehmensbesteuerung unterliegen (Art. 4 Abs. 2 Satz 2 ZinsRL). 

3. Sachlicher Anwendungsbereich 

Der sachliche Anwendungsbereich der Richtlinie ist auf bestimmte grenzüber-
schreitende Zinszahlungen begrenzt. Zunächst fallen gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a 
ZinsRL die einem Konto gutgeschriebenen oder eingezahlten Zinsen aus Forderungen 
jeglicher Art unter den sachlichen Anwendungsbereich. Art. 15 Abs. 1 ZinsRL sieht 
dabei einen Bestandsschutz für in- und ausländische Anleihen und andere umlauffähi-
ge Schuldtitel vor, die vor dem 1. März 2001 ausgegeben und für die nach 1. März 
2002 keine Folgeemissionen getätigt wurden. Diese sind für einen Übergangszeitraum 
bis zum 31. Dezember 2010 aus dem Anwendungsbereich des Art. 6 Abs. 1 lit. a 
ZinsRL ausgenommen. Ferner fallen die aufgelaufenen oder kapitalisierten Zinsen, 
die bei einer Abtretung, Rückzahlung oder Einlösung von Forderungen i.S.d. des 
Art. 6 Abs. 1 lit. a ZinsRL realisiert werden, in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
(Art. 6 Abs. 1 lit. b ZinsRL). 

Darüber hinaus werden gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. c ZinsRL auch solche Zinserträge 
erfasst, die über Investmentfonds, insbesondere von nach EG-Recht zugelassene Or-
ganismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW),21 einer natürlichen 
Person direkt oder indirekt zufließen. Abschließend unterliegen nach Art. 6 Abs. 1 lit. 
d ZinsRL die Erträge, die bei der Abtretung, Rückzahlung oder der Einlösung von 
Anteilen an solchen Investmentfonds erzielt werden, dem sachlichen Anwendungsbe-
reich der Richtlinie, sofern der Investmentfonds direkt oder indirekt mehr als 40%22 
seines Vermögens in Forderungen i.S.d. Art. 6 Abs. 1 lit. a ZinsRL angelegt hat. 

II. Inhalt der Richtlinie 

Die Zinsrichtlinie sieht vor, dass Zinserträge, die der wirtschaftliche Eigentümer 
aus einem Anwenderstaat erhält, in dem er nicht steuerlich ansässig ist, nach den 
Rechtsvorschriften seines Wohnsitzstaates besteuert werden.23 

Um die effektive Besteuerung sicherzustellen, d.h. Steuerausfälle aufgrund nicht 
erklärter Zinseinnahmen zu verhindern, führt die Zinsrichtlinie ein System des auto-
matischen Informationsaustausches über grenzüberschreitende Zinserträge ein,24 wo-
bei bei der Auskunftserteilung auf den Zahlungsvorgang als solchen und nicht auf die 
für die Besteuerung im Ansässigkeitsstaat maßgebende Bemessungsgrundlage abzustel-
len ist. Hilfsweise soll die Sicherstellung der Besteuerung durch die Einführung einer 
Quellensteuer auf die grenzüberschreitenden Zinserträge geschehen.25 

                                              
21  Ausführlicher zu den OGAW z.B. Seiler, IStR 2004, 781 (783); Sailer/Lohr, DStR 2005, 537 

(542). 
22  Gemäß Art. 6 Abs. 7 ZinsRL wird die Grenze ab dem 1. Januar 2011 auf 25% abgesenkt. 
23  Siehe Art. 1 Abs. 1 ZinsRL sowie Erwägungsgründe 8, 14 der ZinsRL. 
24  Vgl. Art. 8 f. ZinsRL sowie Erwägungsgrund 14 der ZinsRL. 
25  Vgl. Art. 10 ff. ZinsRL sowie Erwägungsgrund 17 der ZinsRL. 
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Beide Verfahren basieren auf dem sog. Zahlstellenprinzip, d.h. es ist für die Zins-
richtlinie irrelevant, wo der eigentliche Schuldner der Zinszahlung niedergelassen ist; 
angeknüpft wird vielmehr nur an die Zahlstelle. So trifft auch nur die Zahlstelle die 
Verpflichtung zur Informationserhebung und -weiterleitung bzw. zur Einbehaltung 
der Quellensteuer.26 

Langfristig wird nur der automatische Informationsaustausch als zulässiges Ver-
fahren angestrebt.27 Der gewährte Übergangszeitraum für die ersatzweise Erhebung 
der Quellensteuer endet gemäß Art. 10 Abs. 2 ZinsRL aber erst, wenn sämtliche in 
der Zinsrichtlinie aufgeführte Drittstaaten sich verpflichten, zusätzlich Informationen 
gemäß dem OECD-Musterabkommen zum Informationsaustausch in Steuersachen 
vom 18. April 200228 weiterzugeben und auch die USA Auskünfte nach diesem O-
ECD-Musterabkommen erteilt. 

Die innerstaatlichen Regelungen über die Besteuerung von Zinserträgen bleiben 
dabei von der Zinsrichtlinie unberührt.29 Die Staaten sind somit auch nicht daran 
gehindert, entsprechend ihrer innerstaatlichen Vorschriften oder Doppelbesteue-
rungsabkommen andere Quellensteuern auf die Zinszahlungen zu erheben (Art. 16 
ZinsRL). 

D. Analyse der Auswirkungen der Zinsrichtlinie 

I. Auswirkungen innerhalb der EG 

1. Grundsätzliche Regelung: Automatischer Informationsaustausch 

Mit Ausnahme von Belgien, Luxemburg und Österreich haben sich die EG-
Mitgliedstaaten einheitlich zu einem automatischen Informationsaustausch verpflich-
tet.30 Für diese Länder, darunter auch Deutschland mit der ZIV,31 bedeutet das, dass 
sie die von der Richtlinie betroffenen Zinszahlungen über die Grenze melden.32 Dabei 
findet der Informationsaustausch nicht nur unter den 22 Mitgliedstaaten statt, die 
sich zum Informationsaustausch verpflichtet haben, sondern auch im Verhältnis zu 
einigen abhängigen bzw. assoziierten Gebieten sowie einseitig im Verhältnis zu Bel-
gien, Luxemburg und Österreich.33 

                                              
26  Siehe Art. 8, 11 Abs. 2 ZinsRL. 
27  Siehe oben Fn. 15. 
28  In englischer Sprache erhältlich im Internet: <http://www.oecd.org/dataoecd/15/43/ 

2082215.pdf> (besucht am 18. April 2007). 
29  Siehe dazu auch Krause, Die Bank 2001, 204 (208). 
30  Siehe Tabelle 2 im Anhang. 
31  Vgl. § 8 ZIV. Insgesamt übernimmt die ZIV die Richtlinie wortgetreu bis auf wenige redaktionel-

le Veränderungen. 
32  Vgl. Art. 9 Abs. 1 ZinsRL sowie Erwägungsgrund 14 der ZinsRL. 
33  Siehe Tabelle 2 im Anhang. 
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a) Ablauf des automatischen Informationsaustausches 

Die Informationsübermittlung durch die 24 der 27 EG-Mitgliedstaaten läuft au-
tomatisch ab, d.h. die Auskünfte werden unaufgefordert erteilt, sofern die Zahlstelle 
in einem dieser Länder niedergelassen ist. 

Die Zahlstelle ist bei Zinszahlungen an einen in einem anderen Anwenderstaat 
der Richtlinie ansässigen wirtschaftlichen Eigentümer gemäß Art. 3 Abs. 2, 3 ZinsRL 
verpflichtet, die Identität des wirtschaftlichen Eigentümers zu ermitteln. Neben Na-
men und Anschrift ist bei nach dem 31. Dezember 2003 eingegangenen vertraglichen 
Beziehungen auch eine Steueridentifikationsnummer bzw. alternativ das Geburtsda-
tum und der Geburtsort festzuhalten (vgl. Art. 3 Abs. 2 lit. b ZinsRL). Die Daten des 
wirtschaftlichen Eigentümers sind dann gemäß Art. 8 Abs. 1 ZinsRL an die zuständi-
ge Behörde des Niederlassungsstaates der Zahlstelle weiterzuleiten. Die Meldung um-
fasst neben den Anlegerinformationen zudem auch Name und Anschrift der Zahlstel-
le, Kontonummer bzw. in Ermangelung einer solchen, Kennzeichnung der Forde-
rung, aus der die Zinsen herrühren, sowie Informationen zur Zinszahlung selbst, wo-
bei die Zahlung in die unterschiedlichen Zinsarten aufzugliedern ist.34 

Im nächsten Schritt gibt dann die zuständige Behörde des Zahlstellenstaates ge-
mäß Art. 9 ZinsRL die Informationen an die zuständige Behörde des Wohnsitzstaates 
des wirtschaftlichen Eigentümers weiter, wo die Informationen gesammelt und wei-
terverarbeitet werden. Dieser Informationsaustausch erfolgt gemäß Art. 9 Abs. 2 
ZinsRL mindestens einmal jährlich innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des 
Steuerjahres des Niederlassungsstaates der Zahlstelle. 

Die Zinsrichtlinie regelt nicht das „Ob“ und „Wie“ der Besteuerung. Vielmehr er-
folgt die Besteuerung der Zinszahlungen auch weiterhin allein nach den innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates des wirtschaftlichen Eigentümers. Eine 
Bindung an die Mitteilungen aus dem Mitgliedstaat der Zahlstelle besteht insoweit 
nicht.35 Folglich ist auch der Steuerpflichtige nicht von seiner Pflicht entbunden, seine 
Zinseinkünfte umfassend und korrekt bei der Steuerveranlagung zu erklären, denn die 
Zinsmeldungen sind grundsätzlich nur zum Abgleich und nicht als Ersatz gedacht.36 

                                              
34  Vgl. Art. 8 ZinsRL sowie hinsichtlich der ausgetauschten Informationen zu den Zinszahlungen 

siehe Tabelle 3 im Anhang. 
35  Vielmehr sollte jeder Steuerpflichtige von seinem Recht, die Mitteilungen zu prüfen, sorgfältig 

Gebrauch machen sollte, da sich bei der Informationsübermittlung schnell Fehler einschleichen 
können, so Intemann, NWB 2005 Fach 3, 2789 (2792). 

36  Seiler, IStR 2004, 781 (785); Seiler/Lohr, DStR 2005, 537 (539). 
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Veranschaulichen lässt sich der automatische Informationsaustausch an folgendem 
Beispiel 1: 

 
Der in Deutschland ansässige Investor X unterhält seit Januar 2006 ein Anleihe-

depot bei einer niederländischen Bank. Auf dieses Depot erhält er von der Bank für das 
Jahr 2006 eine Zinsgutschrift über 1.000 Euro. 

 
Abb. 1: Ablauf des Informationsaustausches 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Angenommen wird, dass der Investor X in der höchsten Progressionszone in 

Deutschland besteuert wird und der Freibetrag nach § 20 Abs. 4 EStG sowie der 
Werbungskostenpauschbetrag nach § 9a Nr. 2 EStG bereits ausgeschöpft sind. Da die 
Niederlande keine Quellensteuer nach nationalem Recht bzw. nach Doppelbesteue-
rungsabkommen erhebt, ergibt sich folgendes Bild: 

 

Info 

Zahlstellenstaat 

Niederlande 

Steuererklärung   Steuer 

Wohnsitz-
finanzamt 

Zuständige Behörde 

Finanzbehörde 

Infoübermittlung 
Zuständige Behörde 

Bundeszentralamt  
für Steuern 

Zinszahlung 

Wirtschaftlicher  
Eigentümer 

Investor X 

Zahlstelle 

DHB 

In
fo

 

Wohnsitzstaat 

Deutschland 

Bruttozins = Auszahlungsbetrag 1.000,00 €

- anfallende ESt (42%) - 420,00 €

- Soli (5,5%) - 23,10 €

nach Steuern verbleiben 556,90 €
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b) Auswirkungen für die Beteiligten 

Für die Zahlstelle bedeutet das neue System erhebliche technische und organisato-
rische Mehraufwendungen. Kommt die Zahlstelle ihren Verpflichtungen nicht nach, 
so begeht sie z.B. in Deutschland eine Ordnungswidrigkeit, die nach der innerstaatli-
chen Bußgeldvorschrift des § 50e Abs. 1 EStG mit bis zu 5.000 Euro Geldstrafe pro 
Verstoß geahndet wird. 

Für steuerehrliche Investoren, die auch bisher ihre Zinserträge ordnungsgemäß 
deklariert haben, ändert sich durch die Zinsrichtlinie wenig. Die einzige Änderung 
besteht darin, dass ihre persönlichen Daten einem größeren Personenkreis automa-
tisch bekannt gemacht werden. Für die anderen Anleger dürfte es nun schwer werden, 
ihre grenzüberschreitenden Zinseinkünfte aus diesen Ländern weiterhin geheim zu 
halten, um sie so der inländischen Besteuerung zu entziehen. Diese Anleger werden 
sich unter Umständen nach Umgehungsmöglichkeiten37 umschauen müssen. Aller-
dings besteht für sie auch die Möglichkeit, endlich „reinen Tisch zu machen“ und 
eine die Zinsrichtlinie betreffende strafbefreiende Erklärung abzugeben.38 Werden die 
Zinseinkünfte weiterhin verschwiegen, machen sich die Investoren der wiederholten 
Steuerhinterziehung strafbar.39 

Obwohl das Sammeln und Weiterleiten bzw. die Auswertung der Zinsmitteilun-
gen für die beteiligten Länder einerseits einen erheblichen Verwaltungsmehraufwand 
bedeutet,40 können sie andererseits ein höheres Steueraufkommen erwarten, weil mit-
tels des Informationsaustausches potentiell mehr steuerunehrliche Anleger der Besteu-
erung unterworfen werden. Teilweise bestand für diese Länder auch schon vor der 
Einführung der Zinsrichtlinie eine Verpflichtung zum Informationsaustausch, im 
Wesentlichen auf Basis von Doppelbesteuerungsabkommen.41 Diese Verpflichtung ist 
aber nicht allgemeingültig, sondern gilt nur für die Staaten, zwischen denen ein sol-
ches Abkommen besteht, und auch nur in dem Umfang, wie es die Staaten im Hin-
blick auf ihre innerstaatlichen Vorschriften für angemessen halten.42 

Viele Länder, die sich dem automatischen Informationsaustausch angeschlossen 
haben, kennen dem deutschen Bankgeheimnis nach § 30a AO vergleichbare Vor-
schriften. Dieses Bankgeheimnis bewirkt, dass das Vertrauensverhältnis zwischen 
Bank und Kunden in bestimmtem Umfang geschützt ist und somit auch die Prü-
fungskompetenzen der Finanzverwaltung begrenzt werden.43 Infolge des Anwen-
dungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts vor den nationalen Vorschriften ist das natio-

                                              
37  Zu den Umgehungsmöglichkeiten siehe unter D.III. 
38  Die Möglichkeit einer strafbefreienden Selbstanzeige räumt z.B. Deutschland in § 371 AO ein. 

Allerdings kann es so zu einer Nachversteuerung für die letzten 10 Jahre zzgl. eines Hinterzie-
hungszinses von 6% kommen (vgl. §§ 169 Abs. 2 S. 2, 235, 238 AO). 

39  In Deutschland findet sich dieser Straftatbestand in § 370 AO. 
40  Ausführlich dazu z.B. Seiler, IStR 2004, 781 (784) und Seiler/Lohr, DStR 2005, 537 (541). 
41  Vgl. z.B. die Regelungen der Art. 26 und 27 des OECD-Musterabkommen 2003 zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern von Einkommen und vom Vermögen, erhält-
lich im Internet: <http://www.lemaitre.de/dba-d/OECD_MA_2003.pdf> (besucht am 18. April 
2007). 

42  Ausführlicher dazu Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (2). 
43  Vgl. ausführlich dazu Rüsken, in: Klein (Hrsg.), AO, § 30a, Rn. 1 ff. 
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nale Bankgeheimnis für die Fälle des automatischen Informationsaustausches nach der 
Zinsrichtlinie faktisch aufgehoben.44 

2. Sonderregelungen für Belgien, Luxemburg und Österreich 

Die Staaten Belgien, Luxemburg und Österreich nehmen während des Über-
gangszeitraums45 nicht aktiv am automatischen Informationsaustausch teil. Vielmehr 
erfolgte die Umsetzung der Richtlinie in diesen Ländern nach dem ersatzweise zulässi-
gen System der Quellenbesteuerung.46 Nichtsdestotrotz sind diese drei Länder gemäß 
Art. 10 Abs. 1 ZinsRL berechtigt, Informationen aus dem automatischen Informati-
onsaustausch von den anderen Mitgliedstaaten zu empfangen, sofern es sich um wirt-
schaftliche Eigentümer handelt, die ihren Wohnsitz in einem der drei Länder haben.47 

a) Ablauf der Quellenbesteuerung 

Bei dem Verfahren der Quellenbesteuerung erhebt der Staat, in dem die Zahlstelle 
niedergelassen ist, gemäß Art. 11 Abs. 1 ZinsRL mit Wohnsitz in einem anderen An-
wenderstaat zufließen. Derzeit beträgt der Quellensteuersatz 15%, wobei er sich ab 
dem 1. Juli 2008 auf 20% und ab dem 1. Juli 2011 auf 35% erhöht (Art. 11 Abs. 1 
ZinsRL). Gemäß Art. 12 Abs. 1 ZinsRL verbleiben 25% der Einnahmen aus der 
Quellenbesteuerung in dem Staat, der diese erhoben hat; die restlichen 75% werden 
anonymisiert an den Wohnsitzstaat des wirtschaftlichen Eigentümers weitergeleitet. 

 
Veranschaulichen lässt sich dieses Verfahren an folgendem Beispiel 2: 
 
Der in Deutschland wohnhafte Investor X unterhält seit Januar 2006 ein Anleihe-
depot bei der Banque de Luxembourg. Auf dieses Depot erhält er von der Banque 
de Luxembourg für das Jahr 2006 eine Zinsgutschrift über 1.000 Euro. 

 
Die Zahlstelle, hier die Banque de Luxembourg, ist nach Art. 11 Abs. 1, 2 ZinsRL 

verpflichtet die Quellensteuer in Höhe von 15% einzubehalten. Da es sich im Beispiel 
um Zinsen i.S.d. Art. 6 Abs. 1 lit. a ZinsRL handelt, entspricht die Bemessungsgrund-
lage der Höhe des gutgeschriebenen Zinsertrags (vgl. Art. 11 Abs. 2 lit. a ZinsRL). 
Luxemburg erhebt keine weitere Quellensteuer nach nationalem Recht bzw. nach 
DBA, so dass sich in Beispiel 2 damit folgendes Bild ergibt: 

 

                                              
44  So auch schon Ehrhardt-Rauch/Rauch, DStR 2002, 57 (59 f.); Intemann, NWB 2005 Fach 3, 

2789 (2796 f.). 
45  Hinsichtlich der Länge des Übergangszeitraums siehe oben unter B.II. 
46  Vgl. Art. 11 Abs. 1 ZinsRL sowie Tabelle 2 im Anhang. 
47  Der Ablauf ist dann wie im Beispiel 1 demonstriert. Siehe oben unter D.I.1.a). 
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Bruttozins 1.000,00 € 

- Quellensteuer nach Art. 11 Abs. 1 ZinsRL (15%) - 150,00 € 

= Auszahlungsbetrag 850,00 € 

  

von Luxemburg einbehaltene Steuer (25%) 37,50 € 

an Deutschland weitergeleitete Steuer (75%) 112,50 € 
 
Die von Luxemburg erhobene Quellensteuer hat allerdings keine abgeltende Wir-

kung (vgl. Art. 11 Abs. 4 ZinsRL). Vielmehr besitzt auch weiterhin der Wohnsitzstaat 
des wirtschaftlichen Eigentümers uneingeschränkt das Recht die Zinseinkünfte nach 
den innerstaatlichen Regeln zu besteuern. Der wirtschaftliche Eigentümer, im Beispiel 
2 der Investor X, bleibt somit weiterhin verpflichtet, die ausländischen Zinserträge bei 
der persönlichen Steuerveranlagung zu erklären. Um die Doppelbesteuerung zu ver-
meiden, erfolgt gemäß Art. 14 Abs. 1, 2 ZinsRL eine Anrechnung der gezahlten Quel-
lensteuer auf die im Wohnsitzstaat des wirtschaftlichen Eigentümers anfallende Steu-
er. Übersteigt die nach der Zinsrichtlinie erhobene Quellensteuer die im Wohnsitz-
staat veranlagte Steuer, so ist nach Art. 14 Abs. 2 ZinsRL der zuviel einbehaltene 
Steuerbetrag vom Wohnsitzstaat zu erstatten. Wurden zudem weitere Quellensteuern 
nach innerstaatlichen Regelungen oder Doppelbesteuerungsabkommen erhoben, so 
sind diese gemäß Art. 14 Abs. 3 ZinsRL vor der Anrechnung der nach der Richtlinie 
erhobenen Quellensteuer gutzuschreiben. 

Unter den gleichen Annahmen wie im Beispiel 1 ergibt sich in Beispiel 2 daher 
folgendes Bild: 

 

Auszahlungsbetrag 850,00 €

Bemessungsgrundlage 1.000,00 € 

- anfallende ESt (42%) - 420,00 € 

- Soli (5,5%) - 23,10 € 

+ Anrechnung der Quellensteuer + 150,00 € 

in Deutschland noch zu entrichtende Steuer - 293,10 €

nach Steuern verbleiben 556,90 €

 
Allerdings kann die Quellenbesteuerung umgangen werden, indem der wirtschaft-

liche Eigentümer entweder gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. a ZinsRL die ausländische Zahl-
stelle ermächtigt, Informationen über die Zinserträge wie beim automatischen Infor-
mationsaustausch weiterzuleiten oder indem er gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. b ZinsRL der 
Zahlstelle eine amtliche Bescheinigung vorlegt, die bestätigt, dass die zuständige Be-
hörde im Wohnsitzstaat Kenntnis von der ausländischen Kontoverbindung hat. Diese 
bis zu drei Jahren gültige Bescheinigung wird für deutsche Investoren vom Wohnsitz-
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finanzamt ausgestellt.48 Während in Luxemburg beide Verfahren zulässig sind, ist in 
Belgien und Österreich nur die amtliche Bescheinigung anerkannt.49 

b) Auswirkungen für die Beteiligten 

Für die Zahlstellen hat dieses Verfahren einen nicht unerheblichen Mehraufwand 
zur Folge, da sie die Quellensteuer einbehalten und abführen müssen. Für den wirt-
schaftlichen Eigentümer bewirkt es, dass seine persönlichen Daten nicht automatisch 
weitergeleitet werden. Dafür wird ihm zunächst ein geringerer Zinsbetrag ausbezahlt, 
wobei infolge der vollständigen Quellensteueranrechnung kein Unterschied beim 
Nachsteuerbetrag der Zinsen im Vergleich zum Informationsaustauschverfahren be-
steht. Allerdings entstehen beim Investor durch die als Quellensteuer erbrachte Steu-
ervorauszahlung Liquiditäts- und Zinsnachteile, die sogar noch größer werden, nach-
dem der Quellensteuersatz auf 20% bzw. 35% angehoben wird.50 Vor diesem Hinter-
grund ist es für die steuerehrlichen Investoren deshalb durchaus sinnvoll, von vorn-
herein die Quellensteuer mittels einem der beiden zulässigen Verfahren zu umgehen. 

Der unehrliche Investor hat zunächst wenig zu befürchten, da er aufgrund der 
fehlenden Mitteilungspflichten bei diesem Verfahren nicht enttarnt, sondern zunächst 
nur mit einer Quellensteuer belastet wird. Solange die Quellensteuer bei „verträgli-
chen“ 15% liegt, wird sich hinsichtlich der hartnäckigen Steuerflüchtlinge somit 
wahrscheinlich wenig ändern.51 Erst mit ansteigendem Quellensteuersatz werden sich 
diese Anleger ggf. genötigt sehen, ihre Erträge zu erklären52 bzw. sich nach Umge-
hungsmöglichkeiten53 umzusehen. 

Für die Anwenderstaaten der Quellenbesteuerung, Belgien, Luxemburg und Ös-
terreich, hat dieses Verfahren den Vorteil, dass ihr Bankgeheimnis intakt bleibt.54 
Auch die teilweise auf Doppelbesteuerungsabkommen basierende Verpflichtung zum 
Informationsaustausch schränkt das jeweilige innerstaatliche Recht und insbesondere 
das Bankgeheimnis nicht ein.55 Ferner erscheint der bürokratische Mehraufwand bei 
der Quellenbesteuerung geringer als beim automatischen Informationsaustausch zu 
sein. Zudem ist dieses Verfahren für Belgien, Luxemburg und Österreich auch dahin-
gehend lukrativ, als dass sie 25% der erhobenen Quellensteuer als quasi „Kostenersatz 
für die Quellensteuererhebung“56 einbehalten dürfen. Derzeit macht das etwa 3,75%, 
ab Juli 2011 sogar 8,75% der Zinszahlung aus (vgl. die nachfolgende Tabelle 1). 

                                              
48  Vgl. § 5 Abs. 2 Satz 2 ZIV. Ein Muster einer in Deutschland akzeptierten und ausgestellten Be-

scheinigung zur Abstandnahme von der Quellensteuer ist auf der Seite des Bundeszentralamts für 
Steuern zu finden, erhältlich im Internet: <http://www.bzst.bund.de/003_menue_links/019_ 
eu_zinsrichtlinie/162_formulare/004_Bescheinigung_Abstandnahme.pdf> (besucht am 18. April 
2007). 

49  Siehe z.B. Intemann, NWB 2005 Fach 3, 2789 (2793) und Reiffs, DB 2005, 242 (249). 
50  So u.a. auch schon Intemann, NWB Fach 3, 2789 (2793) und Seiler, IStR 2004, 781 (782). 
51  So auch schon Intemann, NWB Fach 3, 2789 (2793); Kracht, GStB 2004, 294 (297). 
52  Hinsichtlich der Möglichkeit einer strafbefreienden Erklärung sowie die Folgen der Nichterklä-

rung siehe Ausführungen unter D.I.1.b). 
53  Zu den Umgehungsmöglichkeiten siehe unter D.III. 
54  Vgl. z.B. Müller, AOStB 2004, 330 (332); Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (2, 6). 
55  Siehe dazu Ausführungen unter D.I.1.b) sowie ausführlich Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (6 f.). 
56  Bernhard, DB 2001, 664 (666). 
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Tabelle 1: Aufteilung der Einnahmen aus der Quellenbesteuerung 

 01.07.2005 – 
30.06.2008

01.07.2008 – 
30.06.2010 

ab 
01.07.2011

Quellenstaat behält ein (25%): 3,75% 5,00% 8,75%
Wohnsitzstaat erhält (75%): 11,25% 15,00% 26,25%

Quellensteuer (Art. 11 Abs. 1 ZinsRL) 15% 20% 35%

 
Obgleich der Wohnsitzstaat des wirtschaftlichen Eigentümers die volle Quel-

lensteuer anrechnen muss, trotzdem ihm nur 75% davon überwiesen wurden, wird 
auch dieser von der Regelung profitieren, da die in Frage kommenden Erträge bislang 
oftmals nicht der Steuer unterworfen wurden und dies auch in näherer Zukunft nicht 
die Regel sein dürfte.57 So wird zum Beispiel geschätzt, dass die deutsche Finanzver-
waltung Im ersten Jahr nach Einführung der Zinsrichtlinie allein aus Luxemburg rund 
12,9 Millionen Euro mehr eingenommen hat.58

 

II. Auswirkungen im Verhältnis zur Schweiz 

Obwohl die Schweiz kein Mitglied der EG ist, beteiligt sie sich mittels eines Zu-
satzabkommens59 an den Zielsetzungen der Zinsrichtlinie. Die Beteiligung der 
Schweiz mit einer „gleichwertigen Maßnahme“ war gemäß Art. 17 Abs. 2 lit. i 
ZinsRL Anwendungsvoraussetzung für die Richtlinie. Trotzdem war das Zustande-
kommen dieser Beteiligung lange Zeit ungewiss.60 Schließlich hat die Schweiz aber 
eingewilligt, nicht zuletzt deshalb, weil man ihr einige Zugeständnisse, wie z.B. den 
Beitritt zum Schengener Abkommen, gemacht hat.61 

Allerdings ist die Beteiligung der Schweiz einseitig, d.h. das Abkommen zwischen 
der Schweiz und der EG soll sicherstellen, dass die Bürger mit steuerlichem Wohnsitz 
in einem der EG-Mitgliedstaaten effektiv in ihrem Wohnsitzstaat besteuert werden 
können; Meldungen über Zinszahlungen bzw. Einnahmen aus Quellensteuern aus 
dem Gebiet der EG an die Schweiz sind auf Basis der Richtlinie nicht vorgesehen. 

1. Ablauf der „gleichwertigen Maßnahme“ 

Das Abkommen zwischen der EG und der Schweiz lehnt sich an dem Modell der 
Quellenbesteuerung an, so dass ein veranschaulichendes Beispiel hier dahinstehen 
kann. Das Abkommen selbst bezeichnet das Verfahren als Steuerrückbehalt.62 Wie 

                                              
57  So auch schon Korts/Korts, SAM 2005, 114 (117) und Kracht, GStB 2004, 294 (295). 
58  Eversloh, AOStB 2006, 195. 
59  Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft 

über Regelungen, die den in der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung 
von Zinserträgen festgelegten Regelungen gleichwertig sind (Abkommen), ABl. EU 2004 L 385 
vom 29. Dezember 2004, 30 ff. 

60  Ausführlich dazu z.B. Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (4). 
61  Gstädtner, BKR 2003, 521; Schwarz, IStR 2006, 83 (84); Seiler, IStR 2004, 781 (784). 
62  Vgl. z.B. Art. 1 Abs. 1 des Abkommens. 
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Belgien, Luxemburg und Österreich erhebt auch die Schweiz eine gestaffelte Steuer 
auf Zinszahlungen an Bürger mit steuerlichem Wohnsitz in einem EG-Mitgliedstaat, 
wobei 25% der Einnahmen in der Schweiz verbleiben und die restlichen 75% an den 
Wohnsitzstaat des wirtschaftlichen Eigentümers weitergeleitet werden.63 Im Wohnsitz-
staat des wirtschaftlichen Eigentümers soll gemäß Art. 9 Abs. 1 des Abkommens die 
Doppelbesteuerung wiederum im Wege der Anrechnung vermieden werden. Aller-
dings ist der sachliche Anwendungsbereich im Abkommen enger definiert als in der 
Zinsrichtlinie. So nimmt die Schweiz gemäß Art. 1 Abs. 2 des Abkommens Zinszah-
lungen, die auf Forderungen von in der Schweiz ansässigen Schuldnern basieren oder 
sich auf Betriebsstätten von in der Schweiz nicht ansässigen Personen beziehen, aus 
dem Anwendungsbereich heraus, solange diese nach schweizerischem Recht mit einer 
35%igen Verrechnungssteuer belegt sind. 

Der Steuerrückbehalt kann gemäß Art. 2 des Abkommens durch Ermächtigung 
der Zahlstelle zur Weitergabe von Informationen über die Zinszahlung an die zustän-
dige Behörde des Wohnsitzstaates vermieden werden. 

Ein Informationsaustausch der Schweiz mit den EG-Mitgliedstaaten ist nach 
Art. 10 Abs. 1 des Abkommens nur in den Fällen von Steuerbetrug oder „ähnlichen 
Delikten“ vorgesehen. Steuerhinterziehung, d.h. das bloße Nichterklären von Zins-
einkünften, ist dagegen nicht erfasst.64 

2. Auswirkungen für die Beteiligten 

Für Schweizer Anleger ändert sich durch das Abkommen mit der EG nichts. Aber 
auch für Investoren mit steuerlichem Wohnsitz in den EG-Mitgliedstaaten ist die 
Schweiz durch das Abkommen kein weniger attraktiver Kapitalmarkt geworden. So-
fern der Originärschuldner der Zinszahlungen Schweizer ist, ändert sich für die Inves-
toren nichts, da diese Fälle nicht unter das Abkommen fallen. Insoweit verlieren 
Schweizer Bankkonten auch mit Einführung des Abkommens nichts von ihrem 
„Charme“, denn Zinszahlungen durch Schweizer Banken sind gerade nicht von den 
Regelungen des Abkommens betroffen. Im Übrigen entsprechen die Auswirkungen 
für die Investoren aus den EG-Mitgliedstaaten denen bei Zinseinkünften aus Belgien, 
Luxemburg oder Österreich.65

 
Für die Schweiz selbst sind die Folgen mit denen für die EG-Mitgliedstaaten Bel-

gien, Luxemburg und Österreich vergleichbar.66 So erwiesen sich die vorherigen Ängs-
te einiger Autoren hinsichtlich einer möglichen Verschlechterung der Kapitalmarkt-
bedingungen in der Schweiz67 als unbegründet, da die schweizerische Rechtsordnung 
und insbesondere das gesetzlich verankerte Bankgeheimnis vom Abkommen im We-
sentlichen unangetastet blieben.68 

                                              
63  Vgl. Art. 1 Abs. 1, 8 Abs. 1 des Abkommens sowie ausführlich Beer, Der Schweizer Treuhän-

der 2003, 1121 (1122); Vater, DB 2003, 2144 (2145). 
64  Für den Steuerbetrug ist das Fälschen von Dokumenten oder Belegen zusätzliche Voraussetzung. 

Vgl. z.B. Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (5); Vater, DB 2003, 2144 (2146). 
65  Hinsichtlich der Auswirkungen siehe oben unter D.I.2.b). 
66  Hinsichtlich der Auswirkungen siehe oben unter D.I.2.b). 
67  Siehe ausführlich dazu Rihs, EU-Zinsbesteuerung, 50. 
68  So auch Beer, Der Schweizer Treuhänder 2003, 1121 (1122); Schmitz, IStR 2004, 73 (75). 
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Ähnlich wie im Fall der Quellenbesteuerung nach der Richtlinie profitieren auch 
die EG-Mitgliedstaaten von dieser Regelung, indem zusätzliche Staatseinnahmen ge-
neriert werden. So konnte z.B. die deutsche Finanzbehörde im ersten Jahr nach Ein-
führung des Abkommens mit der Schweiz rund 15,4 Millionen Euro mehr aus der 
Schweiz einnehmen.69 

III. Umgehungsmöglichkeiten 

Wie bereits angedeutet, werden sich zumindest die hartnäckigsten Steuerflücht-
linge nach Umgehungsmöglichkeiten umschauen.70 Theoretisch denkbar ist zunächst 
die Verlegung des steuerlichen Wohnsitzes des wirtschaftlichen Eigentümers der Zin-
sen aus dem räumlichen Anwendungsbereich der Zinsrichtlinie. Seiler und Lohr schla-
gen vor diesem Hintergrund einen Wechsel des Kontoinhabers vor.71 Inwieweit dies 
aber tatsächlich praktikabel ist, erscheint fraglich. Alternativ könnte aber die Zahlstelle 
aus dem räumlichen Anwendungsbereich der Richtlinie heraus verlegt werden. So 
kann mittels verschiedener Gestaltungen mit Finanzinstituten z.B. aus außereuropäi-
schen Ländern ermöglicht werden, dass die Pflicht zum Informationsaustausch bzw. 
zur Quellenbesteuerung nicht mehr greift. 

Da nur natürliche Personen in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, be-
steht eine weitere Möglichkeit in der Verlagerung des Vermögens auf eine juristische 
Person.72 So erwartet z.B. Paul einen Boom für Stiftungen und Trusts als Folge der 
Einführung der Zinsrichtlinie.73 Eine andere Umgehungsmöglichkeit kann in der Tat-
sache gesehen werden, dass der sachliche Anwendungsbereich der Richtlinie eine Viel-
zahl von Kapitalprodukten ausschließt, sei es generell, wie z.B. Dividendenerträge, 
Renten, Versicherungsleistungen und Einnahmen aus Immobilienfonds, oder zeitlich 
befristet, wie z.B. unverändert gebliebene Altanleihen. Folglich können Investoren 
durch geschickte Vermögensumschichtung in derartige Anlageformen bewirken, dass 
sie die Regelungen der Zinsrichtlinie nicht treffen. 

Auch die Verbringung des Kapitals z.B. ins „sicherere“ außereuropäische Ausland 
wäre eine denkbare Möglichkeit, wobei aber das erhöhte Entdeckungsrisiko bei der 
Kapitalverbringung nicht unterschätzt werden sollte.74 

E. Fazit 

Ziel der Zinsrichtlinie ist die Sicherstellung einer effektiven Zinsbesteuerung von 
Bürgern mit steuerlichem Wohnsitz innerhalb der EG-Mitgliedstaaten, wobei auch 

                                              
69  Eversloh, AOStB 2006, 195. 
70  Allerdings sind die folgenden Ausweichstrategien nicht für alle Investoren gleichermaßen geeignet, 

da sie z.B. in Deutschland gegen das Gestaltungsmissbrauchsverbot des § 42 AO verstoßen kön-
nen, so auch Korts/Korts, SAM 2005, 114 (117) und Sailer/Ismer, IStR 2005, 1 (6). 

71  Seiler/Lohr, DStR 2005, 537 (540). 
72  Ausführlich zu den Vorteilen der Gründung einer schweizerischen „Zins-AG“ Vater, DB 2003, 

2144 (2145). 
73  Paul, PStR 2003, 155 (157). 
74  So auch schon Korts/Korts, SAM 2005, 114 (117) und Seiler, IStR 2004, 781 (785). 
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typische Steueroasen mittels Zusatzabkommen an dieser Zielsetzung beteiligt wurden. 
Das Mittel zur Zielerreichung soll der automatische Informationsaustausch sein, der 
den Finanzbehörden deutlich mehr Kontrollmöglichkeiten einräumt und ein Ver-
schleiern von Zinserträgen erheblich erschwert. Obgleich die Zinsrichtlinie nun schon 
seit über einem Jahr Anwendung findet, ist aber nicht absehbar, ab wann sich alle 
Länder am System des Informationsaustausches beteiligen werden. Das gegenwärtig 
ersatzweise zulässige Verfahren der Quellenbesteuerung bedeutet für die Länder einen 
geringeren Verwaltungsaufwand, der zudem noch finanziell entschädigt wird, indem 
ein Viertel der Einnahmen aus der Quellenbesteuerung in dem Land verbleiben, das 
die Quellensteuer erhoben hat. Ferner erscheint es zweifelhaft, dass die Schweiz dem-
nächst ihr Bankgeheimnis aufgeben wird, so dass infolge der Regelung des Art. 10 
Abs. 2 ZinsRL ein Ende des gewährten Übergangszeitraums nicht in Sicht ist. Folg-
lich ist es auch weiterhin möglich, anonyme Geldanlagen innerhalb Europas auf un-
bestimmte Zeit zu tätigen. 

Doch auch unabhängig davon weist die Zinsrichtlinie eine Reihe von steuerlichen 
Schlupflöchern auf, die hartnäckigen Steuerflüchtlingen eine Vielzahl von Umge-
hungsmöglichkeiten eröffnen. Auch das Zusatzabkommen mit der Schweiz erscheint 
so löchrig wie ein „Schweizer Käse“, wenn man bedenkt, dass es die Schweiz genau 
wie bei der Rechtshilfe in Steuerstrafsachen75 geschafft hat, sich weitgehend nicht an 
der Verfolgung von Steuerflüchtlingen zu beteiligen.76 

Insgesamt lässt sich somit festhalten, dass eine effektive Besteuerung durch die 
Zinsrichtlinie nicht umfassend sichergestellt wird. Nichtsdestotrotz erscheint die 
Richtlinie ein erster Schritt in die richtige Richtung zu sein, da der Druck auf die 
Steuerflüchtlinge erhöht wird und die beteiligten Länder sich Mehreinnahmen erhof-
fen können. Ob die bisher erzielten Mehreinnahmen allerdings die zusätzlichen Kos-
ten durch den entstandenen Verwaltungsmehraufwendungen übersteigen, erscheint 
fraglich. 

                                              
75  Zur Rechtshilfe ist die Schweiz nach Art. 1 des Europäischen Übereinkommens vom 20. April 

1959 über Rechtshilfe in Strafsachen (EurRhÜbk) des Europarates (ETS Nr. 30, BGBl. 1964 II, 
1369 ff.) verpflichtet, wobei sie gemäß Art. 2 lit. a des Übereinkommens verweigert werden kann, 
sofern sich das Ersuchen auf strafbare Handlungen bezieht, die vom ersuchten Staat als Fiskalstraf-
taten angesehen werden. 

76  Ausführlich dazu z.B. Schmitz, IStR 2004, 73 (75 f.). 
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ANHANG 

Tabelle 2: Länderübersicht
77
 

 Automatischer Informationsaustausch Quellensteuererhebung 

 Aussteller Empfänger Erheber Empfänger 

EU-Mitgliedstaaten 

Belgien  X X X 

Bulgarien X X  X 

Dänemark X X  X 

Deutschland X X  X 

Estland X X  X 

Finnland X X  X 

Frankreich X X  X 

Griechenland X X  X 

Irland X X  X 

Italien X X  X 

Lettland X X  X 

Litauen X X  X 

Luxemburg  X X X 

Malta X X  X 

Niederlande X X  X 

Österreich  X X X 

Polen X X  X 

Portugal X X  X 

Rumänien X X  X 

Schweden X X  X 

Slowakei X X  X 

Slowenien X X  X 

Spanien X X  X 

Tschechien X X  X 

Ungarn X X  X 

Vereinigtes Königreich X X  X 

Zypern X X  X 

Drittländer 

Andorra   X  

Liechtenstein   X  

Monaco   X  

San Marino   X  

Schweiz   X  

abhängige und assoziierte Gebiete 

Anguilla* X    

Aruba X X  X 

Britische Jungferninseln*   X  

Guernsey  X X X 

Insel Man  X X X 

Jersey  X X X 

Kaiman-Inseln X X  X 

Montserrat X X  X 

Niederländische Antillen  X X X 

Turks- und Caicosinseln*   X  
* Solange diese Gebiete keine direkte Steuer erheben, nehmen sie passiv an den Maßnahmen der Zinsrichtlinie nicht teil. Siehe z.B. § 16a ZIV. 

                                              
77

  Quelle: in Anlehnung an Bundeszentralamt für Steuern, Länderaufstellung (Stand: Januar 2007), 
erhältlich im Internet: <http://www.bzst.bund.de/003_menue_links/019_eu_zinsrichtlinie/161_ 
merkblatt/001_Laenderaufstellung.pdf> (besucht am 18. April 2007). 
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Tabelle 3: Anforderungen im Informationsaustausch- bzw. Quellensteuerverfahren 

 
 Informationsaustausch Quellenabzugsbesteuerung 
 

Zinserträge 
ausgetauscht werden Informati-

onen über: 
Quellensteuer bemisst sich 

nach: 

a) Art. 6 Abs. 1 lit. a ZinsRL: 
auf einem Konto eingezahlte oder 
einem Konto gutgeschriebene 
Zinsen, die mit Forderungen 
jeglicher Art zusammenhängen, 
insbes. Erträge aus Anleihen und 
Staatspapieren 

Betrag der eingezahlten oder 
gutgeschriebenen Zinsen 
(Art. 8 Abs. 2 lit. a ZinsRL) 

Betrag der eingezahlten oder 
gutgeschriebenen Zinsen (Art. 
11 Abs. 2 lit. a ZinsRL) 

b) Art. 6 Abs. 1 lit. b ZinsRL: 
aus der Abtretung und Rückzah-
lung oder Einlösung von Forde-
rungen im Sinne von a) aufgelau-
fene und kapitalisierte Zinsen 

Betrag der Zinsen oder der dort 
bezeichneten Erträge oder der 
volle Betrag des Erlöses aus der 
Abtretung, der Rückzahlung 
oder der Einlösung 
(Art. 8 Abs. 2 lit. b ZinsRL) 

Betrag der dort bezeichneten 
Zinsen oder Erträge oder im 
Wege einer vom Empfänger zu 
entrichtenden Abgabe gleicher 
Wirkung auf den vollen Erlös 
aus Abtretung, Rückzahlung 
oder Einlösung 
(Art. 11 Abs. 2 lit. b ZinsRL) 

c) Art. 6 Abs. 1 lit. c ZinsRL: 
direkte oder über ein Zahlstelle 
i.S. von Art. 4 Abs. 2 laufende 
Zinserträge, die ausgeschüttet 
werden, insbesondere von nach 
EG-Recht zugelassenen OGAW 

Betrag der dort bezeichneten 
Erträge oder der volle Ausschüt-
tungsbetrag 
(Art. 8 Abs. 2 lit. c ZinsRL) 

Betrag der dort bezeichneten 
Erträge 
(Art. 11 Abs. 2 lit. c ZinsRL) 

d) Art. 6 Abs. 1 lit. d ZinsRL: 
Erträge, die bei der Abtretung, 
Rückzahlung oder Einlösung von 
Anteilen an nach EG-Recht 
zugelassenen OGAW realisiert 
werden (OGAW muss mehr als 
40% seines Vermögens in unter 
a) genannte Forderungen ange-
legt haben) 

Betrag der Zinsen oder der dort 
bezeichneten Erträge oder der 
volle Betrag des Erlöses aus der 
Abtretung, der Rückzahlung 
oder der Einlösung 
(Art. 8 Abs. 2 lit. b ZinsRL) 

Betrag der dort bezeichneten 
Zinsen oder Erträge oder im 
Wege einer vom Empfänger zu 
entrichtenden Abgabe gleicher 
Wirkung auf den vollen Erlös 
aus Abtretung, Rückzahlung 
oder Einlösung 
(Art. 11 Abs. 2 lit. d ZinsRL) 
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